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DER WAH LLE ITE R Herten, den 15.07.2013

öFFENTTIcHE BEKANNTMACHUNG

über die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen zur Wahl
des Rates der Stadt Herten tür die im Jahr 2014 stattfindenden allgemeinen

Kommunalwahlen

Die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein Westfalen finden gemäß dem Gesetz über die
Zusammenlegung der allgemeinen Kommunalwahlen mit den Europawahlen (KWah126)vom
24. Juni 2008 gemeinsarn mit der WahI zum Europäischen parlament voraussichtlich am
Sonntag, den 25. Mai 2014, statt.

Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen geltenl

das Gesetz über die Korrmunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen
(Kommunalwahlgesetz - KWahlG) jn der Fassung der Bekanntmachung vom
30. Juni 1998 {GV. NRW. S.454, 509, 1999 S.70) zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.
Mai 2011 (GV. NRW. S. 238), - SGV. NRW. 1112 - und der SS 25,26 und 31 KWahtO

die Komm u n a lwah lordnung (KWahlO) vom 31. August 1993 (GV. NW. S.592,967) zuletzt
geändert durch Verordnung vom 27.luni 2011 (GV. NRW. S. 3OO, ber. S. 394)

Der vom Rat der Stadt Herten gewählte Wahlausschuss hat das Gebiet der Stadt Herten jn

seiner Sitzung am I7.06.2073 in 22 Wahlbezirke eingeteilt.

Die Abgrenzung dieser Wahlbezirke ergibt
6 KWahlG und der 55 3 Abs.3 und 83 Abs.
vom 28.06.2013.

1. Allgemeines

sich aus der öffentlichen Bekanntmachung gem. o
3 KWahlO im Amtsblatt 0712013 der Stadt Herten

1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grund,
gesetzes {Parteien), von Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von
ein2elnen Wahlberechtigten iEinzelbewerber/innen), von diesen allerdings keine
Reserveliste, eingereicht werden.



1.2 Als Bewerber/in einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur
benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversarnmlung im Wahlgebiet
hierzu gewählt worden ist. Komrnt eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann
die Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber/innen in einer Versammlung von
Wahlberechtigten aufstellen lassen.

StaatsanBehörige anderer Mitgliedsstaaten der Europäischen Union
(Unionsbürger/innen), die in DeutschJand wohnen, sind unter den gleichen
VoräJssellrngen we Deursche wählbar.

Die Bewerber/innen und die Vertreter/innen für die Vertreterversammlungen sind in
geheimer wahl zu wähJen. Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der
Bewerber/innen auf der ReserveJiste und für die Bestimmung eines Bewerbers/einer
Bewerberin äls Ersatzbewerber/in für einen anderen Bewerber/eine andere Bewerberin.
Stinrnrberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im
Wahlgebiet wahlberechtigt ist.

Als Vertreter/in für eine Vertreterversamrnlung kann nur gewählt werden, wer am Tage
des Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter/innen einberufenen Versammlung jm
Wahlgebiet wahlberechtigt ist.

Die Vertreter/innen für die Vertreterversammlung und die Bewerber/innen sind
frühestens ab dem 42. Monat nach Beginn der laufenden Wahlperiode - also ab dem
21. Mäft 2A13 - die Bewerber/innen für die Wahlbezirke frühestens nach der
öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes, ab dem 28.06.2013, in
Wahlbezirke zu wählen.

Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen
den Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversarnmlung Einspruch erheben. Auf
einen solchen Einspruch ist die Abstirnrnung zu wiederholen. lhr Ergebnis ist endgültig.

Das Nähere über dje Wahl der Vertreter/innen für die Vertreterversammlung, über die
Einberufung und Beschiussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie
über das Verfahren für die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin regeln die parteien
oder Wählergruppen durch ihre Satzungen.

Eine Ausfertigung der Njederschrift über die Wahl
über Ort und Zeit der Versämmlung, Form der
Mitglieder, Vertreter/innen oder Wahlberechtigten
mit dern Wahlvorschlag einzureichen.

der Bewerber/innen mit Angaben
Einladung, Zahl der erschienenen
und Ergebnis der Abstimmung ist

Hierbei haben der/die Leiter/in der Versammlung und zwei von djesern/dieser
bestimmte Teilnehmer/innen gegenüber dem Wahlleiter an Eides statt zu versichern,
dass die Wahi der Bewerber/innen für dle Vertretung in geheimer Abstimmung erfolgt
ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versicherung an Eides statt auch darauf zu
erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber/innen und die
Bestimmung der Ersatzbewerber/innen in geheimer Abstimmung erfolgt sind.



1.3

-$-

Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides
statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines
gültigen Wahlvorschlags.

lst die Partei oder Wählergruppe ln der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden
Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung
des Kreises Recklinghausen, im Landtag Nordrhein-Westfalen oder aufgrund eines
Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag
nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen
gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein programm hatj dies gjlt nicht für
auf Landesebene organisierte Parteien, dje die Unterlagen gemäß g 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1

und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschreibung
ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben.

Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gernäß S 15 Abs. 2 Satz 2
KWahlG dem Bundeswahlleiter Unterlagen eingereicht haben und wo und bis zu
welchem Zeitpunkt Anträge auf Bestätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von
Satzung und Programm von Parteien Ltnd WähJergruppen eingereicht werden können,
wird das Ministerium für lnneres und Kommunales öffentlich bekannt geben.

Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk

Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11a zur
KWahlO eingereicht werden.
Er muss enthalten:
. Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der partei oder Wählergruppe, die den

Wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/innen können durch
ein Kennwort gekennzeichnet werdenj

. FamiJienname, Vorname, Berut Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift
(Hauptwohnung) sowie Staatsangehörigkeit der/des Bewerbers/der Bewerberinj bei
Beamten und Arbeitnehmern nach S 13 Abs. l und 6 KWahlG sind auch der
Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Geselischaft, Stiftung oder
Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben.

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten.

2.

2.1

2.2 Der Wahlvorschlag einer partei oder Wählergruppe m!ss von der für das Wahlgebiet
zuständigen Leitung unterzeichnet sein (5 15 Abs.2 Satz l KWahlG). Bej anderen
Wahlvorschlägen muss mindestens ein/e Unterzeichner/in seine/ihre Unterschrift auf
dem Wahlvorschlag selbst leisten.



2.3 Wahlvorschläge, der unter punkt 1.3 genannten parteien und Wählergruppen müssen
ferner von rnindestens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für den der Kandidat
auftestellt ist, persönlich und handschriftljch unterzeichnet sein; dies gilt auch für
Wahlvorschläge von Ejnzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist
nachzuweisen. Die ordnungstemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der
Wahlberechtigung der Unterzeichner/in bis zum Ablauf der Ein.eichungsfrist ist
Voraussetzung für das Vorlieten eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der
Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvors.hlagsberechtigte nicht zu
vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.

2.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens 5 Wahlberechtigten des
Wahlbezirks unterzeichnet sein, so sind Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach
Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist folgendes zu beachtenl

Die Fomnblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei zur Verfügung
gestellt. Bei der Anforderung sind der Name und ggf. dje Kurzbezejchnung der partei
oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag ejnreichen will, bei
Einzelbewerbern/innen das Kennwort, sowie Familienname, Vornamen und Wohnort
des/der vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin anzugeben. Der Wahlleiter hat
diese Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken.
Wahlberechtigte, dje einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf dern
Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreibenj die Angaben zum
Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt und zur Anschrift (Hauptwohnung) des
Unterzeichners/der Unterzeichnerin sowie der Tag der Unterzejchnung sind vom
Unterzeichner/von der Unterzeichnerin persönlich und handschriftlich auszufüllen.
Für jeden Unterzeichneüede Unterzeichnerin ist auf dem Formblatt oder gesondert
eine Bescheinigung seiner/ihrer Gemeinde nach dern Muster der Anlage 15 zur
KWahlO beizufügen, dass er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist.
Ein/e Wahlberechtigte/r darf nur eifen Wahlvorschlag unterzeichnenj hat jemand
mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine/ihre Unterschrift auf ellen
Wahlvorschlägen ungültig.

Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den/dje Bewerber/in ist unzulässig.

2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:

Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der
Anlage 12a zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wählvorschlag nach dem
Muster der Anlage 11a zur KWahlO abgegeben werden. Die ordnungsgemäße
Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist
Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlägs.
Elne Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13a zur KWahlO; die
Erklärung kann äuch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a zur
KWahlO erteilt werden.
Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der
Niederschrift über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung
der Bewerber/innen mit den nach ! 17 Abs. B KWahlG vorgeschriebenen
Versicherungen an Ejdes statti ihrer Beifügung bedarf es nicht; sowejt eine



Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides statt einem anderen
Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist (siehe auch punkt 1.2 Absatz 9 und 10
dieser BekanntmachunB).

. Sofern sich Beamte oder Arbejtnehmer nach S 13 Abs. 1 und 6 KWahlG bewerben,
eine Bescheinigung über ihr Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis, falls der
Wahlieiter dies zur Behebung von Zweifeln für erforderljch hält.

3. Wahlvorschläte für die Reserveliste

3.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber/innen
oder Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste
rusländige,l LetrLrg urrerzeiLl ret setn.

3.2 Die Reserveiiste soll nach dem Muster der Anlage
Sie muss enthalten:

benannt werden, die für eine partei

muss von der für das Wahlgebiet

11b zur KWahlO eingereicht werden.

Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der partei oder Wählergruppe, die den
Wahlvorschlag einreicht;
Familiennamen, Vornamen, Berul Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift sowre
Staatsangehörigkeit der Bewerber/innen in erkennbarer Reihenfolge; bei Beamten
und Arbeitnehmern nach 5 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die
BeschäftigunBsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie
beschäftigt sind, anzugeben.

Die Reserveliste soJI ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten.

Auf der Reserveljste kann vorgesehen werden, dass ein/e Bewerber/in, unbeschadet der
Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbewerber/in für eine/n irn Wahlbezirk oder für eine/n auf
einer Reserveliste aufgestellte/n Bewerber/in sein soll.

3 3 soll ein/e Bewerber/in auf der Reserveliste Ersatzbewerber/in für eine/n im wahrbezirk
oder für eine/n auf der Reserveliste aufgestellte/n andere/n Bewerber/jn sein {S 16 Abs.
2 KWahlG), so muss die Reserveljste ferner enthalten:

Den Familien, und Vornamen des/der Bewerber/in
Den Wahlbezirk oder die laufende Nurnmer der Reserveliste, in dem oder unter der
der/die zu ersetzende Bewerber/in aufgestellt ist

3.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten parteien und Wählergruppen müssen
außerdem von mindestens l vorn Tausend Wahlberechtigten und zwar mjndestens von
5 und höchstens von 100 Wahlberechtigten, persönlich und handschriftlich
unterzeichnet sein; in Herten sind 49 Unterschrjften erforderlich. Im übrigen verwejse
ich auf die Eg 15 und 16 des Kommunalwahlgesetzes.

Die Unterschriften sind auf amtiichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 14b
zur KWahlO zu erbringenj bei Anforderung der Formblätter ist der Name und ggf. die



3.5 Punkt 2.5 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die Zustimmungserklärung der
Bewerber/innen auf der Reserveliste nach dem Muster der Anlage 11b oder einzejn
nach dem Muster der Anlage 12b zur KWahlO abzugeben ist. Einer Bescheinigung der
Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber/innen gleichzeitig für einen Wahlbezirk
aufgestellt sind und die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag bejgefügt ist.

Die Wahlvorschläge für die Wahl in den einzelnen Wahlbezirken und aus den Reservelisten
sin d bis spätestens am 48. Tag vor der Wahl,

Kurzbezeichnung der partei oder Wählergruppe anzugeben. Für die Unterzeichnung
gelten die PLrnkte 2.3 und 2.4 entsprechend.

Montag, den 07. April 2014, 18.00 Uhr

beim Wahlleiter der Stadt Herten, Kurt- Schumacher- Straße 2,45699 Herten, Wahlbüro,
Hauptgebäude, 2. Obergeschoss, Zimmer 234, einzurejchen.

Unter ,,Einreichung" ist die übergabe des Wahlvorschlags zu verstehen. Bei brieflicher
Übersendung jst der Zeitpunkt des Eingangs maßgeblich, nicht der Zejtpunkt der Absendung.

Die Einreichungsfrist ist eine Ausschlussf rist.

Findet die Kommunalwahl abweichend vom o.g. voräussichtlichen Termin statt
(25.05.2014), ist von dem neu benannten Termin die 4g-tägige Auss.hlussfrist zu
berechnen-

lch weise darauf hin, dass die Wahlvorschläge nach Möglichkeit frühzeitig vor dem 07. April
2014 eingereicht werden sollen, damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der
Wahivorschläge berühren, rechtzeitig behoben werden können.

Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen sind während der allgemeinen
Öffnungszeiten im Wahlbüro (Zimmer 234) der Stadt Herten kostenlos erhältlich. Telefonisch
ist das Wahlbüro unter der Telefonnunrmer 02366/303-O (Fax 023 66/3A3-228\

/ü_
V. tindner
Wahlleiter
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Bekanntmachunqsanordnunq

Die ,,Satzung zur Anderung des Gebührentarifs zur Gebührensatzung der Sat-
zung Herten für die lnanspruchnahme des Rettungsdienstes", die der Rat in sei-
ner Sitzung am 10-07.2013 beschlossen hat, wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der

Satzung zur Anderung des Gebührentarifs zur Gebührensatzung der
Stadt Herten für die lnanspruchnahme des Rettungsdienstes

mit dem Ratsbeschluss übereinstimmt und nach S 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntma-
chungsverordnung verfahren worden ist.

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) kann gegen diese Satzung oder sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündun9 nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-
verfahren wurde nicht durchgef ührt,

b) diese Satzung oder sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Heden vorher ge-
rügt und dabei die verletäe Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den l\,4angel ergibt.

Herten, den 19.07 -2013

Dr. Paetzel
Bürgermeister
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K HERTEN

Aufsrund der gq 7 und 41 der GemelndeordnLrng ftlr das Lafd Nordrhein-W€stfaler (GO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.lu i 1994 (GV. NW.666/5GV. NW 2023), zuletzt geänden durchAd.lGzurSiärkunsder
kommunalen Denrokratie vom 9. 4. 2013 (GV. NRW. S. 194), der 65 1, 2, 4 und 6 Absatz 1 des Kommunalabgaben
gesetzes für das Land Nordrheir Westfa en vom 21.10.1969 (GV NW S. 712ISGV. NW 610), ,uletzt geändert durch
Artike l AndG vom 13. 12. 2011 (GV. NRW. S. 687) und d€r 55 2, 6, 11, 14 lnd 15 des Geseiz über den Rettungs

dienst sowie die Notfalrettung und den Krankentransport durch Unternehmen (Rettungsgesetz NRW - R€ttG

NRW) vom 24.11.1992 {GV.NW.S.458/5GV. NRW.21s), zuletzt geändert durch A.tikel 1 AndG vom 18.12. 2012 (GV.

NRW. 5. 670) hat der Rat der Stadt Herten am 10.07.2013 nachstehende Anderungssatzung zur cebührensatzrng
der Stadt Herten für dle lnanspruchnahme des Rettungsdierstes vorn 29.11.2001 beschlossen

Satzung vom 19.O7.2Of3
zur Anderung des Gebührentarifs zur

Gebührensatzung der Stadt Herten für die
lnanspruchnahme des Rettungsdienstes

vom 29.11.2001

51

Der Gebührentarlf 2ur cebührensatzung der Stadt Herten für dle nänspruchnahme des Rettungsdiens
tes vorn 29.11-2001 wird wie in der An äge aufgeführt geändert.

Der Bürgermeister

62

(1) Der geänderte Gebührentarif tritt mlt Wirkung vom 19.07.2013 in Kraft.
(2) Mit g eichem Datum endet die Gü tigkeit des Gebührentarifs vom 19.09.2007.

Velöifent nhuie im amtsb att 03/2013
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zur Gebührensatzung der Stadt Herten
für die lnanspruchnahme des Rettungsdienstes

vom 29.11.2001.

in der Zeit von 18.00 Uhr bis 07.O0 Uhr1. Rettungstransporte ganztägig sowie Krankentransporte

l.l Grundgebühr (incl. 30 km)
1.2 Jeder zusäizliche Fahrkilometer ab 31 km

2. Kränkentransporte in der zeit von 07.00 Uhr bis 18.00 Uhr

2.1 Grundgebühr (inc . 50 krn)
2 2 l-"der zusätrliche Fahrkilom-"i-"r

298,00 €
2,5A €

3. Hin- und Rücktransport ohne Unterbrechung - je

3.1 leder zusätz iche Fahrkilometer bei Transporten
Tarifstelle 1. (ab 31km)-je Person

3.2 leder zusätz iche Fahrkilometer bei Transporten
Tarifstelle 2. (ab 51 km)- ie Person

Person

nach

nach

I77 ,AO €
2,54 €

1,25 €

r,25 €

L,25 €

7,2s €

4, GleichzeitigerTransport mehrerer Personen - je Person

4.1 leder zusätzliche Fahrkilometer beiTransporten nach

Tarifstelle 1. (ab 31km) je Person

4.2 leder zusätzliche Fahrkilorneter bei Transporten nach

Tarifstelle 2. (ab 51km) - je Person

5. Bestellung von Rettungstransportfahrzeugen oder Krankentransportfahrzeugen

5.1 Behandlung durch Persona der Rettungswache ohne Transport

5.2 Nichtbenutzung eines bestellten Fahrzeuges

6. Notarzteinsatz

6.1 Behandlung je Pätient

veröfi€nt khung im amtsb att 03/2013

321,00 €



-^^-

7. Wartezeiten

7.1Wa(ezeiten von mehr als 30 Minuten für jede angefangene 20,00 €
halbe stunde

8. Transport von Blutkonserven, Transplantaten, Medikamente und untersuchungsmaterialien
und ähnlichen Gegenständen

S.l Grundgebühr (incl. 30 km) 40,00 €

8.2leder zusätzliche Fahrkilorneter ab 31 km 2,5O€

9. Desinfektion 50,00 €

veröffentlichünß im amtsb art 03/2013
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Bekanntmachungsanordnung und Bestätigung

gem. S 2 Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO)

vom 26.08.1999 in der zurzeit gültigen Fassung

Die Satzung über die Erhebung der Abwassergebühren (Abwasse.gebührensatzung) in der
Stadt Herten, die der Rat in seiner SitzunB am 10.07.2013 beschlossen hat, wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht.

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der

Satzung über die Erhebung der Abwassergebühren
(Abwassergebührensatzung) in der Stadt Herten

mit dem Ratsbeschluss übereinstimmt und nach I 2 Abs. 1 und 2 der
Bekannlmachungsve.ordnung verfahren wordefi ist-

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Lancl
Nordrhein'Westfalen {GO NW) kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend geftacht werden, es sei denn

a) elne vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
AnzeiBeverfahren wurde niaht durchgef ührt,

die Satzüng ist nicht ordnungsgemäß.jffentlich bekännt gemächt worden,

der Bürgerrneister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herten vorher gerüBt und
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnel worden, die den
Mangelergibt

b)

c)

d)

Herten, 11.07.2013

11.

U,
Dr. Ull Paetzel

Bürgermeister



K UERTEN

(1) Dle Stadt Herten betre bt d e Abwasse.beseit gung nach Maßgabe der SäizunC uber die Abwass€r-

beseitlgung vom 22.O1.2A13 als eine selbständlge öffentliche Einrichtung zur zeniralen Schrnutz-
und NlederschlasswasserbeseltieunC
Für die lnanspruchnahme d eser Elnrlchtung erhebt dle Stadt Herten nach den Vorschrifien dieser
Satzung eine Abwassergeb!hr für Grundstücke, dle an diese öffent che Abwasserbeseitlgungsanla
ge angeschlossen sind oder in dlese entwässern. Abwassergebühren im Slnne dieser Satzung s nd

Gebühren für häusliches, gewerbliches, ndustre es und sonstiges Schmutzwasser sowe Nieder
schlagswasser von bebauten und befestigien Flächen.

Dle Schmutzwasser und die N edersch agswassergebuhr s;nd grundstucksbezogene Benutzungsge
bühren und ruhen a s öffentliche Lasi auf dem Grundsiück (q 6 Abs. 5 KAG NRW)

I 2 Gebührentatbestände

(1) Dle Schmutz und Niederschlagswassergebühr wlrd erhoben, wenn ejner oder mehrere der folgen
den Gebrlhrentalbestände erf üllt slnd:
a) Ein Grundstrlck (5 11) lst an das städtlsche Abwässernetz angesch ossen. Das a!f lhrn anfallende

Abwasser wird in der Kanalisatlon und sonstlgen öffenilichen Abwasseranlagen abge eltet, ln

dieser gesammelt und fortge e tet
b) Das Abwasser wird in dle Anlagen der Emschergenossenschäft oder des Lippeverbandes über

nomrnen, von desern Abwasseruerband behandelt und in en Gewässer e ngeleltet. Der An-
schlussnehmer st nicht selbsi lvlitglied des zuständlgen Abwasserverbandes.

c) Ejn crundstück ist über eine private Kana sation an die An agen der Fmschergenossenschaft o

der des Lippeverbandes angeschlossen Diese An agen werden benutzt, der Ansch ussnehmer

kann aber nicht selbst von dem zuständlgen Abwasserverband zu Verbandslästen herängezogen

Satzung über die Erhebung der Abwassergebühren (Abwassergebührensatzung)

der Stadt Herten vom 11.07.2013

51 Allgemeines

Der Rat der Städ|lerten hät in seiner Sltzung arn 10.07 2013 auf Grund 55 7, 8 und 9 der Gemelideordnung für
das Land Nordrhe n'Westfa en (GO NRW) in der Fass!ng d€r Bekannimachlng vom 14.lu i 1994 (GV NW S. 666),
z!letzt geändert durch Art. 7 des G€setzes vom 23.10.2012 (GV. NRW. 2012 5. 474), 55 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des

Kommunalabg.bengesetzes filr das Land Nordrhe n-Westfalen (KAG NRW) vom 21 Oktober 1969 (GV. NRW. 1969,

5. 712), z!l€tzt g€ändert durch Gesetz vorn 13.12 2011 {GV NRW. 2011, 5. 687), 55 53 c, 65 des Wassergesetzes

für das tand Nordrhe n'Westfalen (LWG NRW) in der Fass!ig der Bekanntmachung vom 25 luni 1995 (GV. NRW.

1995, 5. 925), zu €tzt geänd€rt durch Art. 3 des Gesetzes vom 16.3.2010 (GV NRW. 2010, S 185ff.), 5 17 des Ge

setzes über OrdnLngswdrgkeilen (OwiG) inder Fassung det Bekaintmach!ng vom 19. Februar 1987 (BGBI lS.
602), zuLetzi geändert durch Gesetz vom29.07.2009 (BGBl. l5 2353) m.W v. 04.08 2009, die folgende Abwa$er
gebührensatzung besch ossef l

--r3 -
Der Bürgermeister

tzl

(3)

Die sazeichnunsdermänn chen Form k B dErEgeitimar)Clltsle.hemüßenlürdeveibl.heForm
verdffent nhuns in anßblar 03/2011
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(2) Grundstücksansch uss irn Sinne des Absatzes 1a) ist gemäß 5 2 Nr.9 a) der Abwasserbeseiilgungs
satzung der Stadt Herten die Leitung von der öffent chen Abwasseranlage bis zur Grenze des je

wel s anzuschließenden Grundstücks.

6 3 Gebührenpflichtiger, Gebührenschuldner

{1) cebuhrenpf chtigerist, werdieGebührschu detoderfürsie haftet
(2) Gebuhrenschuldner ist der Ansch ussnehmer oder Kleineinleiter a s

a) Eigentümer des angesch ossenen Grundstücks;

b) Erbbauberechtigter, wenn das Grundstück mlt e nem Erbbaurecht belastet lst;

c) Nießbraucher;
d) sonstiger zur Nutzung des Grundstücks ding ch Berechtlgter;
e) bei wohnungs und Telleigentum de einzelnen Wohnungs und Teileigentümer

lhres Miteigentumsantel esj

f) der Straßenbaulastträger für die straßenoberfiächenentwässerung.
Mehrere Gebührenpf lchtige sind Gesamtschu dner

(3) m Fa e elnes Elgentumswechsels ist der neue E gentümer vorn Beg nn des Monats
pf chtig, der dem Monat der Rechtsänderung folgt. Für sonstige Gebührenpf ichi ge

sPrechend.

entsprechend

af gebühren-
git dies ent

(1)

t2)

(3)

(4)

(5)

(6)

D e Bezenhnuns der männl.hen Form 1z B der EiseniLlnerlC 1C e chermaßen fürdie we b icre Fornl

VeDffent nhung im amtsb.tt0S/2011

5 4 Auskunftspflicht, Erhebung der Daten

Die cebührenpflichilgen haben a e für die Berechnung der Gebühren edorderlchen Auskünfte

fristgerecht und in erforder lchem Umfang zu ertel en sowie Daten und Unter agen zu über assen

Hlerzu gehören auch Auskünfte Lrnd lJnier agen über d e Größe der bebauien und/oder verslege

ten Flächen des Grundstücks, differenz;ert nach Befestigungsaden, dle Entsorgung des Neder
schlagswassers von diesen Flächen sowle a e sonstigen Sachverhalie, w€lche die Menge des von

den Grundstücken abfließenden Niedersch agswasseß beelnf ussen.

Dle Stadt lst auch berechtigt, Daten für eine Versiegelungskartierung aus Lufibildern und dem te'
genschaftskataster zu erfassen und auszuwerten, sowelt dles zur Erfüllung der gemeindlichen Ab

wasserbeseit gungspflicht oder zum Vollzug der Satzung erforderlich ist. Dle Grundrechte des An

schlussberecht gten blelben unberührt-
Der Gebührenpflchtige hat zu dulden, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück betreten, urn d e

Bemessungsgrundlagen festzuste en oder zu überprüfen,
Bel Neubauten werden d e bebauten sowie befestigten Flächen grundsätzlich lrn Wege des Se bst-

auskunftsverfahrens ermltte t. Hlerzu hat der Gebührenpflichtige diese Flächen entsprechend den

Bestlmmungen dieser SatzLng zu ermltte n und der Stadi mitzuteilen. Veränderlrngen der bebauten

sowle befestigten F ächer hat der Gebtjhrenpfllchtige nnerhalb eines lvlonats nach Elntritt der V€r-

änderung anzuze gen, sofern slch diese um mehr als 10 m'zverändern. D ese Veränderungen wer
den vom ersten Tage des Fo gemonats berücksichtlgt Werden der Siadt diese Veränderungen nicht
lnnerhalb d eser Fr;st angezeigt, so wlrd eine Flächenverrlngerung gebuhrenmlndernd erst ab dem

Monatsersten berücks chtigt, der auf den Monat des Antragsejngangs folgt.
Kornmt der Gebühren und Abgabenpflichtlge seiner Pf cht, dle edorderlichen Auskünfte zu erte
Len nicht fristgerecht und im erforderlichen Umfang nach, so lst die Stadt berechtigt, diese Angaben

zu schäizen. Wenn Niederschlagswasser von bebauten sowle befestigten F ächen nachweis ich nicht

der öffeni lchen Abwasseran age zufließi, lst auf Antrag des Gebührenschu dners die Gebühr zu be

r chtigen, und zwar vom ersten Tage des folgenden Monats nach Eingang des Antrages,

Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück lst der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als

auch vom Erwerber innerha b eines Morats schriftlich anzuzelgen. 5 nd auf dem Grundstück Anla

gen vorharden, die dle Berechnung der Abgaben beeinfussen (zB. Srundstückseigene Brunnen,

Wasserzuführungen, Wasser- oder Abwassermessvorrichtungen), so hat der Abgäbenpflichtige d es
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unverzüglich der Gemelnde schriftlich anzuzeigen; dieselbe Verpf lchtung besteht für ih n, wenn sol
che Anlagen neu geschaffen, geänded oder beseit gt werden.

Die Bezei nunsdermännnhen Forn k.B derE sentümer)sits enhermaßenfLlrd ewe b .he Fom
Verofiait ichung m amtsb att 03/2013

I5 Eeginn und Ende der Gebührenpflicht

(1) D e Gebuhrenpf cht beginnt rnit dem Ersten des Monats, der auf den Zeltpunkt folgi, von dern an

d€r Anschluss an d e städtische Kanalisailon oder die An agen des zusiändigen Abwasserverbandes

betrlebsiertig hergestellt ist und die lnanspruchnahme erfolgt.
(2) Frjr Anschlüsse, dle beim lnkraftireten dieser Satzung bereits bestehen, beginnt d e Gebührenpf cht

nach dleser Satzung mit deren lnkrafttreten,
(3) D e cebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, ln dem der Ansch uss wegfä t.

! 5 Erhebungszeitraum

Erhebungsze traum lst das Kalenderjahr. Die Gebühr entsteht am 01.01 des jeweiligen Kalenderjahres

Entsteht die Gebührenpflicht erst während eines Ka enderjahres, ist Erhebungsze traum der Rest des

Kalenderjahres.

5 7 Gebührenfestsetzung, Fälligkeit

(1) Die Veran agung zur Abwassergebühr erfo gt durch schrlft lchen Besche d, der mit e nem Bescheid

über andere Steuern und Abgaben verbunden werden kann.

(2) Für die Fälligke;i von Ansprüchen aus dem Gebührenschu dverhältnis Selten die Fälligkeitsvorschrif-

ten des jewei s güLtigen Grundsteuergesetzes entsprechend.

I 8 Ansatzfähige Kosten

(1) Dle Abwassergebuhr so de fogenden Ausgaben, die vorausslchtlich im Erhebungszeitraum ent
stehe n, deckenl
1.1 die änsatzfähigen Kosten imSinne des 5 6 Abs 2KAG,sowetsiefürdielnanspruchnahmeder

städtlschen Kanällsation entstehen:
1 2 dle von der Stadt als lvl tg led der Emschergenossenschaft und des Llppeverbandes zu zah ende

Beiträge und Um agen (Verbands asten) im Sirne des ! 7 Abs. 1 Satz 1 und 2 KAG, sowelt sie fir
die nanspruchnahme von An agen dieser Abwasserverbände (Hauptvorfluter mit Nebenläufen,

Pumpwerk€n, Abwasserreinigungsanlagen usw.) entstehen.
(2) Der städtische Antei des Niedeßchlägswassers bemlsst sich nach der Größe der befestigten öffent

lichen Straßen, Wege und Plätze von deren Niederschlagswasser ln dle Abwasseran age fließt.
(3) Die staatllche Abwasserabgabe, die nach 5 65 Abs 2 LWG von der Emschergenossenschaft und dem

L ppeverband auf dle Stadt urnge egi wird, ist m Rahmen der Erhebung der Abwassergebühr ge

trennt für Schmutz- und NiederschLagswasser auf die Elgentümer und Nutzungsberecht gten der an

die städtische ode r prlvate Kanalisatlon angeschlossenen 6rundstücke abzuwälzen.

5 9 Schmutzwässergebühr

(1) Gebührenmaßstäb ist dle Schmutzwasserrnenge, dle jewe s

a) der städi schen Kana lsat on von den angesch ossenen Grundstücken zugeleitet,

b) von den Abwasserverbänden übernommen oder

c) den Abwasserverbänden über private Kanalisat onen zuge eltet wird.
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(2) Berechnungseinheit lst der Kublkmeter (m') Schmutzwasser.

Als Schmutzwasserrnenge g t die Frischwassermenge (= Wassermenge) die am Grundstück m vor
letzten Kalenderjahr (Bemessungszeltraum) aus der Wasserversorgungsanlage des WasseTVersor-

gers und elner eigenen Wasseruersorgungsanlage zuge eltet wurde,
Die Wassermenge bei sonderkunden wlrd ebenfa s auf Basls des voretzten Kalenderjahres ermjt-
teh.
Dabel b eibi dle TeiLmenge unberücksichtlgt, die nichi abgeleltet, sondern auf dem Grundstück ver

braucht oder zurückgeha ten worden !st. Die Ermittlung dieser Tel menge richtet slch nach Abs. 8.

(3) Die Wassermenge, die dem Grundstück zugeleitet wurde, st

a) bel An5chLuss an das Leitungsnetz der Wasserversorgungsan age an Hand der entsprechenden

.Jahresnachweise des WasserversorgeTs,

b) bel Anschluss an das Leltungsnetz elner elgenen Wasserversorgungsan age durch den e ngebau-

ten Wassermesser zu ermitte n,

c) beiAnschluss an die Leitung einer Anlage mlt BTauchwassernutzung aus Niedersch agswasser isi

die Ermltt ung nach I 10 Abs 7 durchzuführen.
(4) Die Stadt lst verpflichtet, die dem Grundstück zuge e teie Wasserrnenge zu schäizen, wenn

a) das Benutzen des Grundstücks zu Wohn- oder Betrlebszwecken begonnen hat,

b) der Ansch ussnehmer mit elgener Wasseaversorgungsanlage keinef Wassermesser einbauen

ässt,

c) der elngebaute Wassermesser nicht richtrg oder ,berhaupt nlcht anzelgt.

m Fa e c) lst nach dem Ergebns des Vorjahres und den glaubhaft gemachten Angaben des An

schussnehmers zu schätzen. Wenn ernstlche Zweife an der Rlchtigkelt der Angäben des An

schlussnehmers besiehen und in den Fällen a) und b) ist d e zu schätzende Wassermenge durch

Vervielfältigung des Schälzwertes nach Abs. 12 mit der Zah der Hausbewohner zu ermitteln Die

Zahl der HaLrsbewohner entspricht der Zahl der Einwohner, die am 30.06. des abge aufenen KaLen

derjahres oder lm Fal e a) am Ende des ersten Benutzermonats für das Grundstück gemeldet waren.

wenn das crundstück ganz oder telwelse zu Betriebszwecken benutzt wird, st d e Wassermenge

unter Berücksichtigung der Beschäftigtenzah und der Produktjonsbedingungen zu schätzen

(5) Dle Wassermenge, die im Fa le des Abs. 4a) geschätzt wurde, ist vor äuflg. Sie isi zu berichtigen,

wenn für das ängeschlossene Grundstück dle erste nach Abs. 3 a) ermittelte Wassermenge e nes

ganzen lahres zur Verfü8ung steht
(6) Die Wassermenge, die für Neubauten ln der Zejt vom Beglnn der Gebührenpflicht (9 5 Abs. 1) bls

zum Tag vor dem Benutzen des Grundsiücks zu Wohn oder Betr ebszwecken zugeleitet wird, gilt

als auf dem Grundstück verbraucht (Bauwasser). Das Benutzen des Grundstücks gilt spätestens mit
dern Tage als begonnen, von dem an das Grundstück an die Elnrichtung "Abfa bese tigung ange-

(7) Die Wassermenge, die einem Grundstück mit Kleinkläranlage 2uge e tet wlrd, gli nur zur Nälfie als

Schmutzwassermenge, wenn der Ansch ussnehmer verpflichtet lst, das Schmutzwasser seines

Grundstücks vor dem Einleiten in die städtische Kanalisation zu klären. D es gilt nicht fLlr Grundstu

cke mit gewerblchen oder industrle len Betrieben, wenn dle Stadt für deren Schmutzwasser elne

Vork ärung oder sonstlge Vorbehandlungen ver angt hai.
(8) Bei der Ermitt ung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück andeMeitig ver

brauchten oder zurückgehältenen Wassermengen (sog. Wasserschwundmengen), dle nachweislich

nlcht ln d e öffentlichen Abwasseran agen elngeleitet wurden, auf Antrag des GebÜhrenschuldners

bei der Bemessung der schmutzwassergebühr abgesetzt.

Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt dem Gebührenpflichtigen Lrnd ist grundsätz lch

durch ordnungsgemäß funktlonlerende und geeignete Abwasser-Messeinrlchtung oder ordnungs
gernäß funktionierenden, geelchten Wasserzäh er zu fÜhren

cee gnete Abwasser-Messelnrichtungen slnd technische Geräte, die n rege mäßigen Abständen ka

ibriert werden müssen. Die Kalibrlerung ist nach den Angaben des Gerätehersiellers durchzuführen

und der Gemelnde nachzuwelsen, um die ordnungsgemäße Funki on der Abwässer

Messeinrichtung zu dokument eren.

DieBp:eichnuned.rminr chenforikB derEeantilmer)siltglPnhernaßeilLlrdewelbl.heFörm
veroffent ichung m ahablät 03/2013
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Sofern der Nachweis der Wasserschwundmenge mitte s Wasserzähler geführt wlrd, rr1uss dieser alle

6 Jahre gemäß den 55 12 b s 14 i. V. m. dem Anhang B Nr. 6.1 der Bundes Elchordnung durch einen
neuer, geeichten Wasserzäh er ersetzt werden. Der Zählerstand ist der Stadt Herten erstmalig !n-
aufgefordert innerhalb einer Woche nach seiner nstallation mltzuteilen. mFolgenden stdjeMess-
elnrlchtung spätestens bis zunr 31.10. eines jeden lahres abzulesen. Das Ergebnis der Ab esung lst
der Stadt Herten unverzüg ich mitzute len.

Die Kosten für den Elnbau und dle lJnterha tung der Abwasser Messeinrlchtung oder des Wasser-

zählers träg! der Gebührenpflichtige. Der Nachweis über die ordnungsgemäße FLnktion der Abwas'
ser-Messeinrichtung oder Wasserzählers ob egt dem Gebührenpf chtigen.
lst der Einbau e ner Abwasser-Messeinrichtung oder elnes Wasserzählers lm Einzelfall n cht zumut
bar oder technisch nicht möglich, hat der cebührenpflichtlge den Nachweis durch nachprüfbare Un

teri:ger zu führen, aus denen sich insbesondere ergibt, aus welchen nachvo ziehbaren Gründen
Wassermengen der öffent ichen Abwassereinrichtung nicht zuge eltet werden und wie groß diese

Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unter agen mrissen schlüssig und geeignet sein, der Stadt
Heften eine zuverässige Schätzung der äuf dem Grundstück zurückgehatenen WasseTrnengen zu

ermög chen. Soweit der Gebührenpflichtlge durch ein spezielles Gutachten den Nachwels erbrln-
gen wil, hat er die gutachterlichen Ermitt ungen vom nhält, von der Vorgehensweise und vom zeit-

lichen Ablauf vorher mit der Stadt H€rten abzustlmrnen. D e Kosten für däs Gutachten trägt der Ge-

bührenpflichtlee.
Der Antrag auf Absetzung der Wasserschwundmengen lst spätestens bls zum 31,10 eines jeden

Jahres dLrrch den 6ebührenpf chtigen bel der Stadt Herten schr ft ch zu ste len.

(9) Von dem Abzug nach Absatz 8 slnd ausgeschlossen;

a) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser,
b) das zur Speisung von Heizan agen verbrauchte Wasser,

c) das für Schwimmbecken verwendete Wasser; dies glt nicht für gutachter ch bestlmmte Ver-
dunstungsrnengen,

(10)Die Stadt lst berechtlgt, dle absetzbare Telmenge auf Grund von Erfahrungswerten zu schätzen,
wenn der Nachwels ausnahmsweise nicht erbrächt werden kann.

(11)Schätzwert für den Wasserverbrauch in Haushaltungen st jeweils dle Schmutzwassermenge, dle die
Abwasserverbände für die kana lsleften Gerne ndegeblete zu Grunde egen Das s nd gegenwärtig

45 m3 / Einwohner/lahr.

(1)

t2l

(3)

5 10 Niederschlagswassergebühr

Dle N ederschlagswassergebühr wlrd für die BereltstellLng (Vorha tung) der öffentlichen abwasser-
anläge zur Ableitung des N ederschlagswasseß und für die Benutzung der öffentlichen Abwasseran'
age zur Ableitung des N ederschlagswassers erhoben. Sie wird nach der bebauten sowle befestig
ten Grundstücksfläche, von der das Nlederschlagswasser der öffent chen Abwasseran age zufließt,
berechnet (unmitte bar). Das glelche git, wenn von bebauten sow e befestigten Flächen über befes

tigte Flächen oberlrd sch aufgrund des Gefälles Niedeßchlagswasser in die Abwasseran äge ge af
ger kann (mittelbar). BerechnLngseinheit lst der Quadratrneter (rnz), der auf die waagerechte Ebe'

ne projizleden angeschlossenen bebauten und befestigten Fächen. Maßgebend für die Nieder-
schlagswassergebühr sind die am 01. des Erhebungszeitraumes bestehenden Verhältnisse.

Zu den befestigten oder bebauten Flächen zähler die Grundfächen der Gebäude zuzüglich der
Dachübersiände, Terrassen, Hofräume, Zuwegungen, Ste lplätze, Garageneinfahrten und sonstlgen

verslege ten Flächen, sowelt diese mit P atten, Pf aster, Beton, Asphalt oder ähn ichen Materlalien
befestlgt sind und deren oberflächen jn dle gernelnd lche Abwasseranlage entwässert werden. Das

gl t auch bei indirekter E nleitung über e n anderes Grundstück oder die Siraße.

Unverslegelte F ächen wie Rasen, Acker, Welde, Kies gehören nichi zu den befestigten F ächen lm
Slnne dieser Satzung.

DieBezei.hntrigdermatrnl.henFormlzBderEeentumer)sltgechermaßeifürdeweblcheFon
varoffenti.huns m amtsb i03/2011
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Für Flächen, deren N ederschlagsabf uss entsprechefd den wässerrechilichen Vorschriften daLrer-

haft in e n oberird sches Gewässer eingele tet oder auf dem Grundstück ve.sickert, oder verrieselt
w -d e1 'd diF \iedp .. äg.wd(re'gebüh'
Flächen, d e m t einem begrünten Dach hergestellt sind, werden urter zusätzllcher Berücksichtigung
der Verdunstung und Rückhaltung als Flächen mlt dem Faktor 0,5 * rn'? berechnet
Flächen, die entweder mit Rasenglttersteinen, Sickerpflaster, Ökopfaster (Fugenanteil > 15 %)

Schotierbefest gung hergestellt sind, werden unter zusätz lcher Berücksichtigung der Verdunstung

und Versickerung als teilveßiegelte F ächen mit dem Faktor 0,5 * m'? berechnet.
Niedersch agswasser von an die öffent lche Abwasseranlage angeschlossenen F ächen, welches vor
der Elnleitung in den Kana in Auffangbehälter engeeltet wird, kann für E genzwecke auf dem

Grundstück als Brauchwasser genutzt werden D e zu dlesern Zweck notwendige Ha!s eltungsanlage

muss den a gemein anerkannten Rege n der Technik entsprechen. Dle Verantwortlichkeit für die

ordnungsgemäße Errichtung und den ordnungsgemäßen Betrieb derartiger Brauchwasseranlagen

trägt der jeweilige Betreiber. Bei vorhandenen Brauchwasseranlagen wird das eingeleitete Abwas

ser genauso wie dlrekt einge eitetes Niederschlagswasser nach den vorstehenden Absätzen abge-

rechnet.

5 14 Datenverarbeitung

Zur Erm tt ung der Abgabenpflichtigen und zLrr Festsetzung der Abgaben im Rahmen der Veranla
gung nach dieser Satzung lst die Verwendung der erforderlchen personenbezogenen und grund

siücksbezogenen Daten, dle aus der Prüfung des gemeindiichen Vorkaufsrechts nach SS 24 bls 28

BauGB und 5 3 WoBauErlG der Geme nde bekannt geworden slnd, sowie aus dem Grundbuchamt
und den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde durch die Gemelnde zuLässlg. Dle Geme nde

darf sich dlese Daten von den genannten Amtern und Behörden übermitieln lassen und zum Zwe

cke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterverarbelten.
Soweit slch d e cerneinde sich bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient oder in

der Genre nde die öffentliche Wasserversorgung durch elnen Drltten erfo gt, lst dle Gemeinde be

rechtigt, slch die zur Festsiellung der Abgabenpflichtlgen und zur Festsetzung der Abgaben nach

dieser Satzung erforder ichen personenbezogenen und grundsiücksbezogenen Däten und Wasser-

verbrauchsdaten von djesef Dritten m ttel en zu lassen und diese Daien zum Zwecke der Abgaben

erhebung nach dieser Satzung weiterzuverarbelten,
D e Gemeinde lst befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgabenpf chtigen und von nach den

Absätzen l bls 3 änfallenden Daten eln Verzeichnis der Abgabenpflichtlgen mlt den für die Abga-

Die Be:eichnunsdermänßnhen Form k B d€rEgentümer)sitglPnhermaßaniLird eüeib .h. Fom
Vedtfent ichunC d Amlsb att 03/2013

I ll Begriff des Grundstücks

Grundstück im Sinne d eser SatzLng st unabhängle von der Eintragung irf Grundbuch ieder zusammen'

hängende Grundbesitz, der e ne se bständlge wlrtschaft lche Einhelt bildet.

6 12 Abwassergebührentarifsatzung

Die cebührensätze werden n einer besonderen Abwassergebührentarifsatzung bestlmmt,

l7)

(1)

(2)

(3)

5 13 Bußgeld

Vorsätz lche oder fahrläss ge Z!wlderhand ungen gegen dle Bestimmungen d eser SatzLng können m t
elnern Bußge d geahndet werden. Für das Verfahren und die Höhe des Bußge des ge ten die Vorschrif-

ten des Gesetzes über ordnungswidrlgkeiten vom 19 02.1987 (BGB . I 1987 s. 602) nderjewe;lsgtjii'
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benerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der
Abgabenerhebung nach dieserSatzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.

S 15lnkralttreten

Diese Satzungtritt rückwirkend am 01.01.2013 in Kraft. G leichze iiig tritt die Satrung für die Erhebung

der Abwassersebühr vom 14.12.2004 außer Kraft.

D e Bezeichnunsder mann ichen Form (2.8. der Eisentümer)eitsLei.harmaßen für dia weib iche Form

verijffenl Lchung m amtsb an 03/2013



B E KA N N TM AC H U N G 5A N O R D N U N G

Der Rat der Stadt Herten hat in seiner Sitzung am 15.05.2013 für den Bebauungsplan Nr.4i
(lll) ,,An der alten Distelner Halde",4. Anderung: Bereich nördlich Kaiserstraße die Durchfüh-
rung eines ergänzenden Verfahrens gem. S 214, Abs.4 Baugesetzbuch (BauGB) und die Be-

teiligung der von der Planung betroffenen Öffentlichkeit gem. S 4a, Abs. 3 BauGB beschlos-

sen.

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplan Nr.4i (lll),,An der alten Distelner Halde",

4. Anderung: Bereich nördiich Kaiserstraße ist im anliegenden Übers'chtsplan (Anlage 1)

kenntlich Bemacht. Die betroffenen Flurstücke sind in der anliegenden Auflistung (Anlage 2)

aufgeführt.

Gemäß 5 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem
Ortsrecht (Bekanntmvo) bestätige i.h hiermit, dass der Wortlaut des offenlagebeschlusses

mit dem Beschluss des Rates der Stadt Herten vom 15.05.2013 übereinstimmt und dass nach

S 2 Abs. l und 5 2 Abs.2 der Bekanntmvo verfahren worden ist.

Hiermit ordne ich die Bekanntmachung an Lrnd mache die Durchführung eines ergänzenden

Verfahrens gem. 5 214, Abs.4 BaLtGB und die BeteiliSung der von der Planung betroffenen
Öffentlichkeit gern. 5 4a, Abs. 3 BaUGB öllentlich bekannt.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen diesen Offenlagebe-

schluss nach Ablauf eines Jahres seit seiner Verkündung nicht mehr geltend gernacht werden

kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verlahren wurde nicht durchgeführt,

b) der offenlaeebeschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht

worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Bürgermeister
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Bekanntmachung

Bebauungsplan Nr.4i (lll) ,,An der alten Distelner Haide",4. Anderung: Bereich nördlich Kai

serstraße
- Durchführung ein es ergänzenden Verfahrens gem. 5 214, Abs. 4 BauGB

- Beteiligung der von der Planung betroffenen Öffentlichkeit gem. 5 4a, Abs. 3 BauGB

Der Rat der Stadt Herten hat in seiner Sitzung am 15.05.2013 folgenden Beschluss gefasstl

Zum Bebauungsplan Nr. 4i {lll) ,,An der alten Distelner Halde",4. Anderung: Bereich nördlich
Kaiserstraße werden folgende Beschlüsse gefasst:

1. Zum Bebauungsplan Nr.4i (lll),,An der alten Distelner Halde",4. Anderung:
Bereich nördlich Kaiserstraße wird ein ergänzendes Verfahren gem. S 214,

Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) durchgeführt.

2. Es wird eine Beteiligung der von der erforderlichen Planänderung betroffe
nen Öffentlichkeit gem. 5 4a, Abs.3 BauGB durchgeführt.

Herten, den 04.07.2013

/ fDldg
Utr Y*qzv+-'t--
Bürgermeister
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Anlaqe 2

Bebauungsplan Nr- 4i (lll) ,,Herten-Disteln, An der alten Distelner Halde" 4.
Anderung:,,Bereich nördlich Kalserstraße"

- Auflistung der im Geltungsbereich liegenden Flurstücke

Gemarkung Herten

Flur
41

Flurstück

496
520
571
574

594
596
606
614
616
617
6'18 tlw.
683
714
731
734
7 4'l llw.
763

76s

767
768
771
776
782
784
785
786
787
798
826
839
a41

843
845
846
847
848
849
850
851
a52
853

857 tlw.
863 tlw.
872
874
475
880
881 tlw.
882 tlw.
883
906
907

913 tlw.
998
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Stadt Herten
Bürqermeister Dr. Uli Paetzel
Kurt-Schumacher-Straße 2
45697 Herten

Folgende Tätigkeiten werden von mir ausgeübt:

Bestehende Beraierverträge
X keine

Mitgliedschaften in
Aufsichtsräten und anderen
Kontrollgremien im Sinne des S
125 Abs. '1 Satz 3 des
Aktiengesetzes

I keine

Mitgliedschaften in Organen von
verselbstständigten
Aufgabenbereichen der
Gemeinde in öffentl!ch-
rechtlicher oder privatrechtlicher
Form der in S 1 Abs. '1 und Abs.
2 des
Landesorgan isationsgesetzes
genannten Behörden und
Einrichtungen

E keine
Gesellschaftervertreter Hertener
Beteiligungsgeselischaft mbH
Gesellschafterversamm ung Hertener
Engergiehandelsgesellschaft mbH
Aufsichtsrat Hertener Stadtaerke
GmbH
Gesellschafterversammlung Hertener
Stadtwerke GmbH
Vertreter m Aufsichtsrat der
Hertenwasser GmbH
Beirat Gesellschaft für
Techno ogieent\ /icklunq u.
Vermögensverwaltung der Stadt
Heften (HTVG)
Beirat ChemS te
Verbandsversammlung des
Spa*assenzweckverbandes
Sparkasse Vest Recklinghausen
Verwaltungsrat Sparkasse Vest
Aufsichtsrat WIN Emscher-Lippe-
Gesellschaft zur Strukturverbesserung
mbH
Gesellschaftervertreter der Stadt
Herten in der Ruhlwind Herten GmbH
Gruppenausschuss des Kommuna en
Arbeitgeberverbandes (KAV)
Reg jonales Aufsichtsorgan der
Enbricklungsgesellschaft f ür
Elziehung, BiLdung und Arbeit (e.b.a.)
Stellv- Mitglled Verbandsrat des
Lippe Verbandes
Verwaltungsrat Diakonisches Werk
Gesellschafterversammlung CopaCa
Backum GrnbH
Beirat Gelsenwasaer
Beirat RAG
Verwaltunosrai KGSi

l\,4 itg lied sc h aften in Organen
sonstioer privatrechtlicher X keine
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Unternehmen

Funktionen in Vereinen oder
vergleichbaren Gremien

Ll keine Stv. [/]itglied Präsidium Städte- und
Gemeindebund NRW
Vorstand Verband
berqbauqeschädiqler Haus- und
Grundeigentümer e.V.
Ku€toriurn der Freudenbergstiftung
Dozent für Soziologie an der Ruhr-
Universität Bochum
Stellv. Vorsitzender Tischtennisverein
DJK Herten / Disteln 1997 e.V.
Stellv. Vorsitzender Förderverein der
Hedener l\,4usikschule
Ausbildungsverbund Emscher-Lippe
SPD-NRW-Landesvorstand
(bis Sep.2012)
Förderverein der Hertener
Stadtbibliothek
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Volker Lindner
Erster Beigeordneter und Stadtbaurat

Folgende Tätigkeiten werden von rnir ausgeübt:

oenannten Behörden und
Einrichtungen

Mitgliedschaften in Organen
sonstiger privatrechtlicher
Unternehmen

! keine
Gesellschafterversammlung
Hertener Stadtwerke GmbH

N,4 itg lied
Aufsichtsrat der Hedenwasser
GmbH

stellv. l\,4itglied Aufsichtsrat
WIN Emscher Lippe
Gesellschaft zur
Strukturverbesserung mbH

N,4itglied

Gesellschafterversammlung
WiN Emscher- Lippe
Gesellschaft zur
Strukturverbesserung

Stellv. N,4itglied

Verbandsversammlung des
Sparkassenzweckverbandes
Sparkasse Vest
Recklinghausen

Ausgeübter Beruf Ll nicht
berufstätio

Erster Beigeordneter und Stadtbaurat

Bestehende Beraterverträge
I keine

l\,4itgliedschaften in
Aufsichtsräten und anderen
Kontrollgremien im Sinne des S
125 Abs. 1 Satz 3 des
Aktiengesetzes

I keine

l\,4itgliedschaften in Organen von
verselbstständigten
Aufqabenbereichen der
Gemei1de in öffentlich- [ keine
rechtlicher oder privatrechtlicher
Form der in S 1 Abs. 1 und Abs 2l
des
Landesorganisationsgesetzes
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Fortsetzung:
Volker Lindner Vorsitzender

Beirat der
Entwicklungsgesellschaft
Schlägel und Eisen
(EGSE) mbH

N,4iiglied

Beirat Hertener
Technologie- und
Vermögensgesellschaft
(HTVG)

Nilitglied
Gesellschafterversammlung
Anwenderzentrum H2Herten
GmbH (AHG)

Delegierter
Genossenschaft sversammlung
Emscher Genossenschaft

Delegierter
Verbandsversammlung
Liooeverband

Funktionen in Vereinen oder
vergleichbaren Gremien ! keine

Vorsitzender
h2h-netzwerk-ruh. e.V.
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